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zialistischen Gesellschaft oder einzelner ihrer Bürger 
nicht erheblich verletzen und deshalb keine Straftaten 
sind.

(2) Zu den Ordnungswidrigkeiten gehören auch Zoll- 
und Devisenverstöße. Das sind Rechtsverletzungen, die 
den ordnungsgemäßen Waren-, Devisen- und Geldver­
kehr über die Grenzen der Deutschen Demokratischen 
Republik stören oder die gesetzlich vorgeschriebenen 
Kontrollmaßnahmen behindern oder erschweren, soweit 
sie nicht wegen ihrer Art und Schwere als Straftaten 
zu verfolgen sind.

§39

(1) Die Schiedskommission berät und entscheidet über 
Ordnungswidrigkeiten, wenn ihr die Sache von einem 
Ordnungsstrafbefugten übergeben wird.

(2) Eine Übergabe kann erfolgen, wenn der Sachver­
halt aufgeklärt und mit Rücksicht auf den Charakter 
und die Umstände der Ordnungswidrigkeit sowie die 
Persönlichkeit des beschuldigten Bürgers eine bessere 
erzieherische und vorbeugende Einwirkung durch die 
Schiedskommission zu erwarten ist.

(3) Unter diesen Voraussetzungen können insbeson­
dere Ordnungswidrigkeiten übergeben werden, die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der Verletzung be­
trieblicher Pflichten des Bürgers stehen oder das sozia­
listische Gemeinschaftsleben im Wohngebiet der Stadt 
oder in der Gemeinde beeinträchtigen.

(4) Zoll- und Devisenverstöße können auch dann übei­
geben werden, wenn bereits durch die Organe der Zoll­
verwaltung der DDR Einziehungsmaßnahmen verfügt 
wurden.

§40
(1) Zur Sicherung einer gründlichen Beratung der 

Sache haben die Übergabeentscheidungen vor allem zu 
enthalten
— eine Darstellung des Sachverhalts und der vorliegen­

den Beweismittel
— die Angabe der verletzten Bestimmung
— die Begründung für die Übergabe der Sache an die 

Schiedskommission
— Hinweise auf Ursachen und Bedingungen der Ord­

nungswidrigkeit.

(2) Die Schiedskommission kann bis zum Abschluß der 
Beratung die Sache an das übergebende Organ zurück­
geben, wenn die Übergabevoraussetzungen (§ 39) nicht 
vorliegen. Das übergebende Organ bearbeitet dann diese 
Sache abschließend.

§41
(1) Mit der Beratung soll der beschuldigte Bürger an­

gehalten werden, sich diszipliniert zu Verhalten und die 
Interessen der sozialistischen Gesellschaft oder einzel­
ner ihrer Bürger zu achten. Wird dieser Zweck mit der 
Beratung erreicht, kann von Erziehungsmaßnahmen ab­
gesehen werden. Dies ist im Beschluß festzuhalten.

(2) Sind Erziehungsmaßnahmen erforderlich, können 
folgende festgelegt werden:
— Die Verpflichtung des Bürgers, sich beim Geschädig­

ten oder vor dem Kollektiv zu entschuldigen, wird 
bestätigt, oder ihm wird eine solche Pflicht aufer­
legt.

— Die Verpflichtung des Bürgers zur Wiedergutmachung 
des angerichteten Schadens durch eigene Arbeit oder, 
falls dies nicht möglich ist, durch Schadensersatz in 
Geld nach den gesetzlichen Bestimmungen wird bestä­
tigt, oder ihm wird eine solche Pflicht auferlegt.

— Andere Verpflichtungen des Bürgers, welche die Er­
füllung seiner gesetzlichen Pflichten zur Gewähr­
leistung von Ordnung und Sicherheit und zur Wah­
rung der Normen des sozialistischen Zusammen­
lebens» sichern helfen, werden bestätigt, oder ihm 
werden solche Auflagen erteilt.

— Dem Bürger wird eine Rüge ausgesprochen.
— Die Verpflichtung des Bürgers, eine Geldbuße von 

5 M bis 50 M zu zahlen, wird bestätigt, oder ihm wird 
eine solche Pflicht auferlegt.

(3) Im übrigen finden die Bestimmungen in § 26 Abs. 3 
und Abs. 4 entsprechende Anwendung.

(4) Bei der Entscheidung über Ordnungswidrigkeiten 
sind die Erziehungsmaßnahmen entsprechend den Be­
stimmungen in § 27 anzuwenden.

§42
Bleibt der beschuldigte Bürger unbegründet auch der 

zweiten Beratung fern, hat die Schiedskommission die 
Sache innerhalb einer Woche an das übergebende Organ 
zur weiteren Bearbeitung zurückzugeben.

Beratung wegen Verletzung der Schulpflicht
§43

Die Schiedskommission berät und entscheidet über das 
Verhalten von Bürgern, die als Eltern oder andere Er­
ziehungsberechtigte nicht dafür sorgen, daß schulpflich­
tige Kinder oder Jugendliche den Unterricht in der Ober­
schule, in weiterführenden Bildungseinrichtungen, in 
der Sonderschule und in der Berufsschule regelmäßig 
besuchen, oder sie vom Besuch obligatorischer Schulver­
anstaltungen oder von der Befolgung der Schulordnung 
abhalten.

§44
(1) Der Antrag auf Beratung kann vom Direktor der 

Schule in Übereinstimmung mit der Elternvertretung 
gestellt werden, wenn eigene erzieherische Einwirkun­
gen auf den Erziehungsberechtigten bisher erfolglos ge­
blieben sind.

(2) Unzureichend begründete Anträge können an den 
Direktor der Schule zurückgegeben werden.

§45
(1) Mit der Beratung sollen die Erziehungsberechtig­

ten angehalten werden, dafür zu sorgen, daß die Kinder 
oder Jugendlichen ihrer Schulpflicht in vollem Umfange 
nachkommen. Wird dieser Zweck mit der Beratung er­
reicht, kann von Erziehungsmaßnahmen abgesehen wer­
den. Dies ist im Beschluß festzuhalten.

(2) Sind Erziehungsmaßnahmen erforderlich, können 
folgende festgelegt werden:
— Verpflichtungen des Bürgers, die die Erfüllung der 

Schulpflicht sichern helfen, werden bestätigt, oder 
ihm werden solche Pflichten auferlegt.

— Dem Bürger wird eine Rüge ausgesprochen.
— Die Verpflichtung des Bürgers, eine Geldbuße von 

5 M bis 50 M zu zahlen, wird bestätigt, oder ihm wird 
eine solche Pflicht auferlegt.


